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1. Einleitung 
Auch nach Einführung des neuen Markengesetzes im Jahr 19951 ist die Problematik des 

Parallelhandels unter Betrachtung markenrechtlicher Gesichtspunkte noch immer      

aktuell. Auf Grund ihrer gestiegenen wirtschaftlichen Bedeutung ist die Marke als Fak-

tor der Preisbildung nicht zu unterschätzen. 

1.1 Problemstellung und Interessenlage 
Die Rolle von Parallelimporten im internationalen Handel ist nicht unbedeutend. Natio-

nal unterschiedlich ausgeprägte Vorstellungen über Qualität, Geschmack oder Stil ver-

anlassen den Markeninhaber häufig, seine Markenprodukte den jeweiligen Verbraucher-

anforderungen anzupassen und so unter der gleichen Marke mehr oder weniger unter-

schiedliche Produkte in den verschiedenen Märkten zu unterschiedlichen Preisen anzu-

bieten. Dieser teilweise erhebliche Preisunterschied macht es für Händler attraktiv, ein 

Markenprodukt aus dem Ausland zu importieren, um es in Deutschland zu einem ver-

gleichsweise günstigen Preis, aber dennoch mit erheblicher Gewinnspanne zu verkaufen, 

was auch bei etwaigen Qualitätsunterschieden zu Marktverwirrungen zu Lasten des 

Markeninhabers führen kann. Das ausschließliche Eigentumsrecht des Markeninhabers 

an seiner Marke kann im EU- und EWR-Raum ein Spannungsverhältnis mit der Waren-

verkehrsfreiheit im europäischen Binnenmarkt, die das Ziel eines unverfälschten Wett-

bewerbes hat, erzeugen. Die Reichweite der markenrechtlichen Erschöpfung ist aus-

schlaggebend, ob der Markeninhaber erweiterte Schutzrechte geltend machen kann. Der 

Markenrechtsschutz darf ihm bei der unerlaubten Einfuhr von Parallelware nicht gänz-

lich verwehrt werden. 

1.2 Begriffsbestimmungen 
Eine Marke ist ein Zeichen, das im geschäftlichen Verkehr dazu dient, die Waren oder 

Dienstleistungen eines Unternehmens zu individualisieren und mit der das Unternehmen 

deshalb seine Waren und Dienstleistungen kennzeichnet.2 

                                                 
1 Gesetz über den Schutz von Marken und sonstigen Kennzeichen vom 25. Oktober 1994 (BGBl. I S. 
3082, ber. BGBl. 1995 I S. 156), in Kraft getreten am 1.1.1995. Verkündet als Art. 1 Gesetz zur Reform 
des Markenrechts und zur Umsetzung der Ersten Richtlinie 89/104/EWG des Rates vom 21. Dezember 
1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Marken (Markenrechtsreform-
gesetz) vom 25.10.1994 
2 Nordemann, Wettbewerbsrecht,  Markenrecht, S. 342 


